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5 AZR 467/96
3 Sa 12/96 Baden-Württemberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am
17. Dezember 1997 i I — ±. ^  ■ IU r t e i l
Clobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 17. Dezember 1997 durch den Richter 
Schliemann als Vorsitzenden, die Richter Dr. Reinecke und
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Dr. Wißmann sowie die ehrenamtlichen Richter Kahler und Kessel 
für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
12. Juni 1996 - 3 Sa 12/96 - wird zurückgewie­
sen .

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der bei der Beklagten als Arbeitnehmer angestellte Kläger 
begehrt eine Stellenzulage für "... technisches Personal des 
Radarführungsdienstes" nach dem Erlaß des Bundesministeriums der 
Verteidigung vom 15. Juli 1993 (S II 3 - Az 18-20-25-01). Das 
Arbeitsverhältnis unterliegt dem BAT.

Der Kläger gehört zum Personal der "Wartungs- und Instand­
setzungsgruppe Maschinenanlagen (technischer Betriebsdienst) - 
Wig-Ma-Zug" als einem von fünf Zügen der technischen Kompanie 232 
der Radarführungsabteilung 23 in L . Der Wig-Ma-
Zug ist zuständig für die gesamte Energieversorgung sowie für die 
klimatechnische Versorgung der Kompanie 232. Der Wig-Ma-Zug hat 
die Aufgabe, die entsprechenden Anlagen zu überwachen, zu be­
treiben, zu warten und instandzusetzen. Die klimatechnische Ver­
sorgung umfaßt nicht nur das Klima in den Räumen, sondern auch 
die Klimatisierung der zur Flugsicherung bzw. Radarüberwachung 
eingesetzten Geräte. Überwachung, Betrieb, Wartung und Instand-
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Setzung der zur Radarüberwachung eingesetzten Spezialgeräte (Ra­
dargeräte, dazugehörige DV-Geräte usw.) oder derartiger Komponen­
ten obliegen nicht dem Wig-Ma-Zug, sondern den jeweiligen Spezi­
alzügen der technichen Kompanie 232. Der Kläger, Kraftfahrzeug­
meister, ist Tagdienstmeister in der Radarstellung; er gehört zum 
Wig-Ma-Zug. Er bezieht ein Gehalt nach der Vergütungsgruppe V b 
BAT.

Durch den obengenannten Erlaß vom 15. Juli 1993 hat das Bun­
desministerium der Verteidigung die besoldungsrechtliche Regelung 
der Stellenzulage rückwirkend ab 1. Januar 1993 auf Angestellte 
erstreckt. Nach Nr. 4 ist mit den Angestellten vor der Gewährung 
der Zulage eine entsprechende "Nebenabrede" zu vereinbaren. In 
dem Erlaß heißt es ferner:

1 Rechtsgrundlage
1.1 Rechtsgrundlage für die Gewährung der Stel­

lenzulage ist für Soldaten und Beamte Nr. 5 
der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungs­
ordnungen A und B des Bu'ndesbesoldungsge- 
setzes. - siehe Anlage -

1.2 Angestellte sind im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern und dem Bun­desministerium der Finanzen in die für Sol­
daten und Beamte geltenden besoldungsrecht­
lichen Regelungen außertariflich einbezo­
gen.

2 Anspruchsvoraussetzungen und Höhe der
Zulage

2.1 Angestellte, die als flugzeugtechnisches 
Personal, als flugsicherungstechnisches 
Personal der militärischen Flugsicherung 
und als technisches Personal des Radarfüh­
rungsdienstes sowie des Tiefflugüberwa- 
chungsdienstes verwendet werden, erhalten 
außertariflich eine Zulage unter den glei­
chen Voraussetzungen, in gleicher Höhe und 
in dem gleichen Umfang, wie sie die ent-
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sprechenden verleichbaren Beamten des Bun­
des nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bun­
desbesoldungsgesetzes erhalten.

3 Durchführunashinweise
3.1 Die für Soldaten und Beamte geltende allge­

meine Verwaltungsvorschrift zum Bundesbe­
soldungsgesetz vom 29. Mai 1980 (VMBl 
S. 241) und die ergänzenden Durchführungs­
erlasse - VR I 3 - Az 19-02-08/10 vom 
25. Februar 1991 - VR I 3 - Az 19-02-08/10 
vom 8. November 1991 sind sinngemäß anzu­
wenden .

Im in Bezug genommenen Durchführungserlaß (Schnellbrief) 
25. Februar 1991 (VR I 3 - Az 19-02-08/10) heißt es unter "1. 
lageberechtigte":

"Zulageberechtigt sind Soldaten und Beamte als
1. Spezialist oder mit höherwertiger Funktion

b) die in den Verbänden, Einheiten, Dienst­
stellen, Einrichtungen und Anlagen der mi­
litärischen Flugsicherung, des Radarfüh­
rungsdienstes und des Tiefflugüberwachungs- 
dienstes
- die für die Durchführung der militäri­
schen Flugsicherung, der Radarführung und 
der Tiefflugüberwachung verwendeten Gerä­
te und Anlagen einschließlich der EDV be­
reitstellen, betreiben sowie durch War­
tung und Instandsetzung einsatzbereit halten,

- in der unmittelbaren Einsatzvorbereitung, 
Einsatzsteuerung sowie in Aufsichtsfunk­
tionen dieser technischen Dienste einge­setzt sind.

Die Gewährung der Zulage setzt die selbständige 
und eigenverantwortliche Wahrnehmung der schrift­
lich übertragenen Aufgaben eines Dienstpostens 
der genannten Verwendungen voraus. Maßgebend ist

vom
Zu-
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bei Soldaten der Erwerb der Ausbildungs- und Tä- 
tigkeitsnummer, mit der der jeweilige Dienstpo­
sten bezeichnet ist und bei Beamten der Erwerb 
einer entsprechenden Qualifikation durch gleiche 
oder gleichartige Ausbildung.

H

In dem weiteren ebenfalls in Bezug genommenen Durchführungs­
erlaß (Schnellbrief) vom 8. November 1991 (VR I 3 - Az 
19-02-08/10) wird der vorgenannte Durchführungserlaß erläutert: 
Hiernach wird die Stellenzulage für die "herausgehobene funktio­
nale Belastung" gewährt (A.I.). Zulageberechtigt sind nur Solda­
ten und Beamte,

"die eigenverantwortlich als Geselle, Meister oder in höher­
wertiger Funktion einen unmittelbaren Beitrag zur Flugsi­
cherheit leisten", 

wobei die Tätigkeit in einer unmittelbar praktischen, manuell­
technischen Arbeit, in der unmittelbaren Vorbereitung/Steuerung 
der Arbeitsabläufe vor Ort oder in der unmittelbaren Aufsichts­
funktion in bezug auf diese Tätigkeiten vor Ort liegen kann 
(A.3.). Die zulageberechtigende Tätigkeit muß die "Hauptaufgabe" 
sein, neben der andere Tätigkeiten nur in geringem Umfang ausge­
übt werden dürfen (B.I.). Für Soldaten ist ferner der Erwerb 
einer Ausbildungs- und Tätigkeitsnummer (ATN) und die Besetzung 
eines entsprechenden Dienstpostens nach der Stärke- und Ausbil- 
dungsnachweisung (STAN) erforderlich (B.2.). Zum "technischen 
Personal des Radarführungsdienstes" ... gehört u.a. der Verwen­
dungsbereich "Elektro- und Klimaanlagen, Hydrauliktechnik", wobei 
Angehörige eines solchen Bereichs nur zulageberechtigt sind, so­
weit sie die Tätigkeiten "als Hauptaufgaben unmittelbar für die 
(militärische) Radarführung ... wahrnehmen".
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Der Kläger und den anderen Angestellten im Wig-Ma-Zug der 
Technischen Kompanie 232 haben die Stellenzulage durch Schreiben 
vom 18. Januar 1995 vergeblich geltend gemacht. Die im selben 
Wig-Ma-Zug als Tagesmeister "Hauptbauwerk" und "Funksendestel­
lung" eingesetzten Beamten erhalten die Stellenzulage. Für die 
Bewilligung der Stellenzulage ist die jeweilige personalbearbei­
tende Dienststelle zuständig, hier, soweit es um Angestellte 
geht, die Wehrbereichsverwaltung, soweit es um Soldaten und Beam­
te geht, die Beschäftigungsdienststelle. Die Beschäftigungs­
dienststelle hat der Wehrbereichsverwaltung den Kläger und die 
anderen Angehörigen des Wig-Ma-Zugs, soweit sie im Angestellten­
verhältnis stehen, als zulageberechtigt gemeldet.

Der Kläger hält sich für zulageberechtigt. Seine Tätigkeit 
sei für das Funktionieren der Radarführung unverzichtbar. Eine 
unmittelbare Tätigkeit hierfür werde nicht vorausgesetzt; unab­
hängig hiervon liege sie aber vor. Zumindest aus Gründen der 
Gleichbehandlung mit den Beamten im Wig-Ma-Zug seiner Kompanie, 
aber auch mit Angestellten im anderen Wehrbereich (V) stehe ihm 
die Zulage zu. Für die Zeit vom 1. Januar 1993 bis zum 31. August 
1995 begehre er die Zahlung der Zulage in unstreitiger Höhe, für 
die anschließende Zeit eine entsprechende Feststellung.

Der Kläger hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
3.600,00 DM brutto zu zahlen,

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, an ihn die Stellenzulage gemäß dem Erlaß 
des Bundesministers der Verteidigung vom
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15. Juli 1993 (S II 3 - Az 18-20-25-01) über 
den 31. August 1995 hinaus zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
entgegnet, der Kläger erfülle die Voraussetzungen des Erlasses 
vom 15. Juli 1993 und der darin in Bezug genommenen Bestimmungen 
zumindest deshalb nicht, weil er nicht unmittelbar in der Radar­
überwachung tätig sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben, das Landesar­
beitsgericht hat sie abgewiesen. Mit der Revision will der Kläger 
erreichen, daß es beim Urteil des Arbeitsgerichts bleibt.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Das Landesarbeitsgericht 
hat die Klage zu Recht abgewiesen. Sie ist bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung in der Revision völlig und für die an­
schließende Zeit derzeit unbegründet. Der Kläger erfüllt die Vor­
aussetzungen für die Gewährung der begehrten Stellenzulage nicht. 
Aus Gründen der Gleichbehandlung steht ihm eine solche Zahlung 
derzeit nicht zu.

I. Als Rechtsgrundlage für einen vertraglichen Anspruch des 
Klägers kommt nur sein Arbeitsvertrag in Verbindung mit dem Erlaß 
des Bundesministeriums der Verteidigung vom 15. Juli 1993 in Be­
tracht. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob es - wie in Nr. 4 
des genannten Erlasses vorgesehen - einer ausdrücklichen vertrag­
lichen Vereinbarung bedarf oder ob sich der Kläger unter dem Ge-
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sichtspunkt der betrieblichen Übung ohne weiteres auf die Erlaß­
regelung stützen kann. Denn der Kläger erfüllt die inhaltlichen 
Voraussetzungen des Erlasses und der darin in Bezug genommenen 
Regelungen nicht.

II. Der Kläger erfüllt die Voraussetzungen der Nr. 2.1. des Er­
lasses vom 15. Juli 1993 insoweit nicht, als er nicht zum "tech­
nischen Personal des Radarführungsdienstes" im Sinne dieser Rege­
lung und der darin in Bezug genommenen Durchführungserlasse (vom 
25. Februar 1991 und vom 8. November 1991) zählt. Er ist in sei­
ner Hauptaufgabe nicht unmittelbar für die Radarführung tätig. 
Soweit er mit Klimatisierungskomponenten in zur Radarführung ein­
gesetzten Geräten befaßt ist, ist zwar das Erfordernis der Unmit­
telbarkeit erfüllt; diese Tätigkeit stellt jedoch nicht die 
Hauptaufgabe des Klägers dar.

1. In seiner Hauptaufgabe ist der Kläger nicht unmittelbar für 
die Radarführung tätig.

a) Die Regelung in Nr. 1 Buchst, b) des Durchführungserlasses 
vom 25. Februar 1991 setzt für die persönliche Zulageberechtigung 
voraus, daß die Betreffenden die für die "Durchführung der Radar­
führung verwendeten Geräte und Anlagen einschließlich EDV bereit­
stellen, betreiben sowie durch Wartung und Instandsetzung ein­
satzbereit halten". Nach Nr. B 7 des Durchführungserlasses vom 
8. November 1991 gehören zwar auch die Verwendungsbereiche "Elek­
tro- und Klimaanlagen, Hydrauliktechnik" zum technischen Personal 
der Radarführung, dies jedoch nur dann, wenn sie die Tätigkeiten 
als Hauptaufgabe unmittelbar für die Radarführung wahrnehmen. Zu-
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sammenfassend folgt daraus, daß der Kläger nur dann zum Kreis der 
Zulageberechtigten gehören kann, wenn er seine Tätigkeit als 
Hauptaufgabe unmittelbar für die Radarüberwachung wahrnimmt. Dies 
hat das Landesarbeitsgericht richtig erkannt. Die hiergegen ge- 
richten Angriffe der Revision bleiben ohne Erfolg. Das Tatbe­
standsmerkmal der Unmittelbarkeit der Betätigung ist den Erlassen 
ohne weiteres zu entnehmen; es wird im Erlaß vom 8. November 1991 
mehrfach hervorgehoben. Dies entspricht auch der Entstehungsge­
schichte der entsprechenden beamtenrechtlichen Besoldungsregelung 
in Nr. 5 Buchst, b) der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
der Besoldungsordnungen A und B (Anlage I BBesG) und der dazu ge­
gebenen Begründung des Gesetzgebers. Zunächst gab es die Stellen­
zulage nur für das flugtechnische Personal in militärischen 
Strahlflugzeugen. Durch das Gesetz vom 11. Dezember 1990 
(BGBl. I, 2682) wurde der Kreis der Berechtigten für eine solche 
Stellenzulage auf das flugzeugtechnische Personal, das flugsiche­
rungstechnische Personal in der militärischen Flugsicherung und 
auf das technische Personal des Radarführungs- und Tiefflugüber- 
wachungsdienstes erweitert. Der Kreis der nunmehr Zulageberech­
tigten umfaßt jedoch nicht jeden, der kausal zur Flugsicherheit 
beiträgt, sondern ist auf die Beamten und Soldaten beschränkt, 
die "eigenverantwortlich ... einen unmittelbaren Beitrag zur 
Flugsicherheit leisten" (BT-Drucks. 11/8138, S. 31).

Die Revision meint zwar, das Tatbestandsmerkmal der Unmit­
telbarkeit komme im Text der Vorbemerkungen Nr. 5 (1) Buchst, b, 
aaO, BBesG nicht zum Ausdruck. Dieser Einwand schlägt vorliegend 
schon deshalb nicht durch, weil Rechtsgrundlage im vorliegenden 
Fall nicht das Bundesbesoldungsgesetz ist, sondern der Arbeits-
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vertrag in Verbindung mit dem Erlaß des Bundesministeriums der 
Verteidigung vom 15. Juli 1993 und dieser Erlaß seinerseits auf 
die Durchführungserlasse vom 25. Februar 1991 und vom 8. November 
1991 verweist. Wegen dieser nicht auf dem Bundesbesoldungsgesetz 
beruhenden Rechtsgrundlage kommt es hier nicht entscheidend dar­
auf an, ob der Wille des Gesetzgebers im Bundesbesoldungsgesetz 
selbst hinreichenden Ausdruck gefunden hat. In der verwaltungsge­
richtlichen Rechtsprechung ist dies jedenfalls bejaht worden 
(vgl. OVG Nordrhein-Westfalen Urteil vom 14. Dezember 1994 - 12 A 
3966/92 -, n.v.; Urteil vom 11. Januar 1995 - 12 A 3974/92 -, 
n.v.; Urteil vom 6. April 1995 - 12 A 3980/92 -, n.v.; Urteil vom 
11. Januar 1996 - 12 A 331/94 -; Bayerischer VGH Urteil vom 
6. Juli 1994 - 3 B 93.2961, n.v.). Hiermit hat sich die Revision 
nicht auseinandergesetzt.

b) Der Kläger ist nach den von der Revision nicht hinreichend 
angegriffenen und deshalb für den Senat bindenden Tatsachenfest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts (§ 561 Abs. 2 ZPO) auf dem 
Gebiet der Haus- und Betriebstechnik tätig, nicht jedoch - soweit 
es nicht um Klimakomponenten geht - mit Geräten usw. befaßt, die 
bei der Radarführung selbst eingesetzt werden. Das Tatbestands­
merkmal der Unmittelbarkeit wird nicht dadurch erfüllt, daß die 
Tätigkeit des Klägers eine unverzichtbare Voraussetzung für den 
Betrieb der Radarführung ist. Hierauf kommt es nicht entscheidend 
an. Kausalverknüpfungen im Sinne einer unausweichlichen Voraus­
setzung haben mit der Frage der Unmittelbarkeit nichts zu tun. 
Ungeachtet dessen reichen Ursachenzusammenhänge häufig sehr viel 
weiter als der Bereich der Unnmittelbarkeit einer Tätigkeit. Un­
mittelbar kann z.B. eine Raumklimaanlage betreut werden, deren

11
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11

Funktionieren unverzichtbare Voraussetzung für die Durchführung 
der Radarüberwachung ist. Zur Radarüberwachung selbst trägt das 
Raumklima jedoch nur mittelbar bei.

2. Mit für die Radarüberwachung selbst eingesetzten Geräten hat 
der Kläger zwar unmittelbar zu tun, soweit es um die Klimatisie­
rungskomponenten dieser Geräte geht. Allein hiermit wird jedoch 
die Voraussetzung nicht erfüllt, wonach es sich um die "Hauptauf­
gabe" (B 7 Abs. 2 Durchführungserlaß vom 8. November 1991) des 
Klägers handeln muß. Nach den bindenden Feststellungen des Lan­
desarbeitsgerichts (§ 561 Abs. 2 ZPO) bildet diese Tätigkeit 
nicht die Hauptaufgabe des Klägers. Auch insoweit erhebt die Re­
vision keine durchgreifenden Rügen.

III. Dem Kläger steht die begehrte Zulage auch nach dem arbeits­
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu.

1. Soweit der Kläger gemeint hat, ihm stehe die Zulage nach dem 
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz deswegen zu, weil 
Angestellte in einem anderen Wehrbereich die Zulage bekämen, ist 
sein Vorbringen nicht substantiiert. Der Kläger ist hierauf in 
seiner Revision auch nicht wieder zurückgekommen.

2. Der Kläger kann sich derzeit unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung auch nicht darauf stützen, daß zwei im selben 
Wig-Ma-Zug wie der Kläger eingesetzte Beamte die begehrte Zulage 
erhalten. Dabei ist zugunsten des Klägers davon auszugehen, daß 
die Anwendung dieses Grundsatzes trotz grundsätzlicher Unter­
schiede der Bezahlung von Arbeitern und Beamten (BAG Urteil vom
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17. Dezember 1992

-  12 -

- 10 AZR 306/91 - AP Nr. 105 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung) vorliegend deshalb geboten ist, weil die Be­
klagte durch den Erlaß des Bundesministeriums der Verteidigung 
vom 15. Juli 1993 (S II 3 - Az 18-20-25-01) ausdrücklich den 
Grundsatz aufgestellt hat, hinsichtlich der in Rede stehenden Zu­
lage Beamte und Soldaten einerseits und Arbeitnehmer andererseits 
gleichbehandeln zu wollen.

Dies setzt voraus, daß die vom Kläger zum Vergleich herange­
zogenen Beamten und der Kläger vom o.g. Erlaß erfaßte und inso­
weit gleiche Tätigkeiten ausführen. Hiervon ist mangels näheren 
Vortrags zugunsten des Klägers auszugehen. Gleichwohl folgt dar­
aus nicht, daß auch der Kläger Anspruch auf die Zulage hätte.
Denn dann erhielten die wie der Kläger eingesetzten Beamten die 
Zulage zu Unrecht, und zwar aus eben den Gründen, aus denen 
folgt, daß die Zulage - wie oben im einzelnen ausgeführt - man­
gels Einhaltung der hierfür aufgestellten Voraussetzungen dem 
Kläger nicht zusteht. Insoweit hätte die Beklagte die Rechtsnor­
men über die Zahlung der Zulage an Beamte und Soldaten rechtsirr­
tümlich falsch angewendet. In einem solchen Fall kann niemand aus 
Gründen der Gleichbehandlung verlangen, daß die Rechtsnorm auch 
zu seinen Gunsten falsch angewendet wird (BAG Urteil vom 13. Au­
gust 1980 - 5 AZR 325/78 - AP Nr. 2 zu § 77 BetrVG 1972, unter 
III 2 b  der Gründe, m.w.N.).

IV. Für die Zeit nach Zustellung dieses Urteils an die Beklagte 
ist die Feststellungsklage derzeit unbegründet. Es steht insoweit 
kein hinreichender Sachverhalt fest, aufgrund dessen ein zum 
Rechtsfrieden führendes Feststellungsurteil ergehen könnte.
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Vielmehr kommt es insoweit darauf an, wie sich die Beklagte 
in Kenntnis der vorliegenden Entscheidung und ihrer Begründung 
hinsichtlich der Weiterzahlung der Zulage an die Beamten künftig 
verhalten wird, die im selben Wig-Ma-Zug wie der Kläger tätig 
sind. Sollte die Beklagte in Kenntnis der vorstehenden Gründe die 
Zulage bei sonst unveränderter Sachlage weiter an die Beamten 
zahlen, so ist sie insoweit auch gegenüber dem Kläger nach dem 
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz zur Gleichbehand­
lung verpflichtet. Unterscheiden sich die Tätigkeiten hinrei­
chend, so kann eine Differenzierung hinsichtlich der Zahlung der 
Zulage mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz vereinbar sein. Anders 
ist der Fall zu beurteilen, wenn sich die Tätigkeiten unter den 
hier relevanten Gesichtspunkten nicht hinreichend unterscheiden. 
Zahlt die Beklagte unter diesen Umständen die Zulage an die Beam­
ten und Soldaten im selben Wig-Ma-Zug, dem auch der Kläger ange­
hört, weiter, so spricht viel dafür, das künftige Verhalten der 
Beklagten dahin zu verstehen, daß sie sich dann entschlossen hät­
te, die Zulage ohne Rücksicht darauf zu zahlen, ob die gesetzli­
chen Voraussetzungen für die Zahlung an die Beamten gegeben sind. 
Insoweit lägen dann veränderte Umstände vor, die unter dem Ge­
sichtspunkt des Gleichbehandlungsgrundsatzes neu zu würdigen wä­
ren.

Schliemann Reinecke

Kähler Kessel

Wißmann
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